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Ansprechpartner in der DIHK:  

Jens Gewinnus (gewinnus.jens@dihk.de) 

Steuerpolitik: 
Steuerliche Rahmenbedingungen verbessern und Investi-

tionen fördern 

Die Steuerbelastung von Unternehmen ge-

hört zu den maßgeblichen Elementen der 

wirtschaftlichen Standortbedingungen. Die 

hiesigen Unternehmen werden steuerlich 

deutlich stärker belastet als ihre Wettbewer-

ber in vergleichbaren Industriestaaten. In 

vielen EU-Ländern sind sowohl die relevan-

ten nominalen Steuersätze als auch die ef-

fektiven Belastungen für die Wirtschaft nied-

riger als in Deutschland. Dabei steht gerade 

die deutsche Wirtschaft mit seiner hohen Ex-

portquote wie kaum ein anderes Land im 

Wettbewerb mit anderen Industrienationen. 

Der hohe Wohlstand hierzulande fußt zu ei-

nem großen Teil auf der internationalen Ver-

flechtung der deutschen Wirtschaft (vgl. Ka-

pitel „Außenwirtschaft“). 

Wettbewerbsfähige steuerliche Rahmenbe-

dingungen sorgen für ein stabiles Wirt-

schaftswachstum, für Beschäftigung und für 

Wohlstand. Beeinflusst werden diese Rah-

menbedingungen durch nationale und inter-

nationale Vorgaben. Bei den für Unterneh-

men relevanten Ertragsteuern sind es natio-

nale Regierungen, die die Belastungen defi-

nieren, zunehmend aber auch die EU-Ebene 

in Brüssel und die OECD in Paris. Eine große 

Rolle spielt mittlerweile die Komplexität der 

Besteuerungsverfahren und der damit ver-

bundene hohe Aufwand für Steuerpflichtige 

und Finanzverwaltungen. Deshalb sollten 

Steuerverfahren konsequent vereinfacht und 

schneller digitalisiert werden.  

Folgende Leitlinien sollten das wirt-

schaftspolitische Handeln bestimmen: 

• International wettbewerbsfähige Steuerbe-

lastung herstellen (DE)

• Investitionskraft und Resilienz der Unter-

nehmen stärken (DE)

• Reform der internationalen Unternehmens-

besteuerung praxisgerechter ausgestalten

(DE+EU)

• Steuerverfahren modernisieren und Rechts-

sicherheit erhöhen (DE+EU)

• Umsatzsteuer handhabbar gestalten

(DE+EU)

• Grenzwerte und Definitionen angleichen,

Steuerrecht an heutiges Arbeitsumfeld an-

passen (DE)

• Einheitliche Körperschaftsteuerregeln

(BEFIT) in der EU voranbringen (EU)

• Zusammenarbeit zwischen Steuerverwal-

tungen verbessern – national und internati-

onal (DE+EU)

• Investitionsspielräume der Unternehmen

nicht durch eine Besteuerung der Substanz

beschneiden (DE)

zum Feedback-Formular

https://www.ihk.de/rheinhessen/standort/wirtschaftspolitik/beteiligungsportal/beteiligung-wipos-4889876
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International wettbewerbsfähige Steuerbe-

lastung herstellen (DE) 

Die Steuerbelastung für Unternehmen ergibt 

sich in Deutschland für Personenunterneh-

men aus der Einkommensteuer und für Kapi-

talgesellschaften aus der Körperschaftsteuer 

(und der Gewerbesteuer). In beiden Varianten 

beträgt die Belastung aktuell in Deutschland 

mehr als 30 Prozent, der EU-Durchschnitt 

liegt bei 21,1 und der OECD-Durchschnitt bei 

23,6 Prozent. Die Belastung sollte deshalb in 

Deutschland deutlich auf eine Zielgröße von 

etwa 25 Prozent reduziert werden. Dadurch 

könnten private Investitionen dauerhaft er-

höht werden – mit entsprechend positiven 

Effekten auf Wirtschaftswachstum und Be-

schäftigung. Bei Investitionsentscheidungen 

haben nominale Steuerbelastungen nicht nur 

eine wichtige Signalwirkung. Letztlich kann 

sie ausschlaggebend sein, wenn andere 

Standortfaktoren im Vergleich zu Deutsch-

land genauso gut oder sogar besser sind.  

Eine Besonderheit stellt in Deutschland die 

Gewerbesteuer als Teil des Unternehmen-

steuersystems dar. Im internationalen Ver-

gleich ist die Gewerbesteuer ein Fremdkör-

per. Diese auf kommunaler Ebene erhobene 

Ertragsteuer verursacht zusätzliche Bürokra-

tie bei den Unternehmen durch Unterschiede 

in der Bemessungsgrundlage und belastet 

mit den gewerbesteuerlichen Hinzurechnun-

gen als Kostenbesteuerung die Substanz der 

Unternehmen.  

Die Gewerbesteuer sollte durch eine mit 

kommunalem Hebesatzrecht verbundene 

Unternehmensteuer ersetzt werden. Dabei 

sollte die Bemessungsgrundlage einer 

 
2 Dorn, Fuest, Neumeier, Stimmelmayr: Wie beein-

flussen Steuerentlastungen die wirtschaftliche 

solchen Steuer mit der der Einkommen- bzw. 

Körperschaftsteuer übereinstimmen. 

Investitionskraft und Resilienz der Unter-

nehmen stärken (DE) 

Das Steuersystem kann einen wichtigen Bei-

trag dazu leisten, die Investitionen der Un-

ternehmen nachhaltig zu stärken und die 

Resilienz der Unternehmen zu erhöhen. Ins-

besondere die steuerlichen Abschreibungen 

sollten wesentlich schneller erfolgen. Steuer-

liche Abschreibungen haben den größten po-

sitiven Effekt auf Investitionen, Wachstum 

und Beschäftigung. Mittelfristig steigen 

durch solche Maßnahmen die Staatseinnah-

men sogar.2  

Unternehmen sollten ihre Verluste vollstän-

dig geltend machen können. Eine Verrech-

nung mit mindestens den drei vorangegan-

genen Jahren sollte grundsätzlich gelten. Das 

schafft Liquidität und hilft gerade den Unter-

nehmen, die sich zeitweise in wirtschaftli-

chen Schwächephasen befinden. Gleiches 

gilt für Verlustvorträge. Diese sollten voll-

ständig mit zukünftigen Gewinnen verre-

chenbar sein, nicht wie aktuell mit lediglich 

70 Prozent des Verlustbetrags, der eine Mil-

lion Euro übersteigt. Ab 2028 soll sogar die 

"alte" Begrenzung von lediglich 60 Prozent 

wieder greifen. Letztlich geht es hierbei da-

rum, dass Unternehmen nur nach ihrer Leis-

tungsfähigkeit besteuert werden sollen; 

diese beinhaltet alle erwirtschafteten Ge-

winne, aber eben auch alle erlittenen Ver-

luste.  

Das Steuerrecht sollte auch das im histori-

schen Vergleich immer noch niedrige Zinsni-

veau abbilden. Deshalb sollten vor allem 

Rückstellungen mit einem realitätsgerechten 

Entwicklung und das Steueraufkommen?, ifo-

Schnelldienst 10/2021. 
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Zinssatz abgezinst werden, nicht wie aktuell 

mit 5,5 oder sogar 6 Prozent. Dadurch wür-

den insbesondere Pensionsrückstellungen 

steuerlich nicht tendenziell unterbewertet 

und den Unternehmen bliebe dadurch not-

wendige Liquidität erhalten.  

Die Höhe der Steuerbelastung sollte nicht 

von der Rechtsform eines Unternehmens ab-

hängen. Folglich sollte die Entscheidung für 

eine bestimmte Rechtsform (Personen- oder 

Kapitalgesellschaft) auch nicht von rechts-

formbedingt unterschiedlichen Steuerbelas-

tungen abhängen. Die 2021 eingeführte Kör-

perschaftsteuer-Option für Personengesell-

schaften sollte so vereinfacht werden, dass 

sie dieses Ziel besser erfüllt. Auch das Ver-

fahren zur steuerlichen Begünstigung von 

thesaurierten Gewinnen sollte vereinfacht 

werden, damit mehr – vor allem auch klei-

nere – Personenunternehmen einen Anreiz 

haben, diese Option zu nutzen.  

Reform der internationalen Unternehmens-

besteuerung praxisgerechter ausgestalten 

(DE+EU) 

Das Steuerrecht sollte grenzüberschreitende 

Geschäftsaktivitäten nicht erschweren. Die 

Praxis sieht leider anders aus. Denn das deut-

sche Steuerrecht beinhaltet viele Vorschrif-

ten, wie z. B. die Zinsschranke, die Wegzugs-

besteuerung oder die Hinzurechnungsbe-

steuerung. Für Unternehmen verursachen 

diese Maßnahmen einen beträchtlichen Auf-

wand, weil die oftmals nicht praxisgerechten 

Vorschriften in vielen Fällen zu einer zu ho-

hen Steuerbelastung führen. Dokumentati-

onsanforderungen und Meldepflichten für 

Unternehmen behindern zudem internatio-

nale Geschäftsaktivitäten. 

Auch deshalb sollte das Netz der deutschen 

Doppelbesteuerungsabkommen weiter 

ausgebaut und modernisiert werden, um ef-

fektiv Doppelbesteuerungen zu verhindern. 

International agierende Unternehmen sind in 

besonderem Maß auf Rechts- und Planungs-

sicherheit angewiesen, da sie mit unter-

schiedlichen Steuerrechtssystemen konfron-

tiert sind. Diese Sicherheit könnte durch in-

ternationale Steuerverfahren und zeitnahe, 

koordinierte Betriebsprüfungen praxisge-

recht verbessert werden. Deutschland sollte 

sich zudem auch auf internationaler Ebene 

bei der Schaffung weltweit kohärenter Steu-

erregelungen einbringen und bei aktuellen 

Entwicklungen die Initiative ergreifen – etwa 

bei Remote Work.  

Bei wichtigen Standardsetzungen durch in-

ternationale Organisationen wie der OECD 

oder Initiativen wie dem Inclusive Frame-

work, in dem über 140 Staaten abgestimmt 

agieren, sollten praxistaugliche und bürokra-

tiearme Regelungen entwickelt werden. Die 

eingeleitete Reform der internationalen Be-

steuerung von Unternehmen umfasst zwei 

Säulen. Was dort im Ansatz noch als nach-

vollziehbar bezeichnet werden kann, muss 

sich in der Umsetzungspraxis noch als prak-

tikabel erweisen. In den betroffenen Unter-

nehmen entstehen durch Berechnungen zur 

Mindestbesteuerung derzeit erhebliche Be-

lastungen durch den Aufbau erforderlicher 

Strukturen, um die zusätzlichen Anforderun-

gen zu erfüllen.  

Steuerverfahren modernisieren und 

Rechtssicherheit erhöhen (DE+EU) 

Steuergesetze und -verfahren sollten verein-

facht, Melde- und Dokumentationspflichten 

reduziert und verfahrensrechtliche Anforde-

rungen bürokratiearm ausgestaltet werden. 

Verfahren sollten konsequent digitalisiert 

und ohne umfangreiche manuelle 
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Tätigkeiten vollzogen werden können. KI-ge-

stützte Automatisierungen können Verwal-

tung und Unternehmen entlasten. 

Insbesondere Betriebsprüfungen sollten zeit-

nah abgeschlossen werden, was durch eine 

stärkere Fokussierung auf unternehmensin-

terne Kontrollsysteme (Tax Compliance-Sys-

teme) und risikobehaftete Sachverhalte er-

reicht werden kann. Verbindliche Auskünfte 

der Finanzverwaltung sollten nach drei Mo-

naten beantwortet werden und gebührenfrei 

erfolgen. Finanzverwaltungen und Unterneh-

men sollten verstärkt kooperative Verfahren 

entwickelt, die alle Beteiligten entlasten und 

schneller für Rechtssicherheit sorgen.  

Umsatzsteuer handhabbar gestalten 

(DE+EU) 

Die Regeln der Umsatzsteuer sollten einfa-

cher, rechtssicher und weitestgehend auto-

matisch vollziehbar ausgestaltet werden. Die 

aktuellen, komplexen Vorschriften verursa-

chen bei den Unternehmen hohe Befol-

gungskosten. Das tägliche Massengeschäft 

lässt dabei keine kleinteilige Einzelfallprü-

fung zu. Einfacher würde das System, wenn 

der Umfang der ermäßigten Steuersätze re-

duziert würde. Damit ließen sich schwierige 

Abgrenzungen und daraus resultierende 

Steuerrisiken für Unternehmen vermeiden. 

Damit die Gesamtbelastung durch die Um-

satzsteuer nicht zunimmt, könnte der Regel-

steuersatz kompensierend reduziert werden.  

Die Einfuhrumsatzsteuer sollte sofort mit der 

Vorsteuer verrechnet werden können (Ver-

rechnungsmodel), um die Liquidität in den 

Unternehmen zu belassen und den administ-

rativen Aufwand zu reduzieren. Damit wür-

den gleichzeitig auch bestehende Wettbe-

werbsnachteile für über Deutschland 

importierende Unternehmen gegenüber an-

deren EU-Staaten abgebaut.  

Bei der umsatzsteuerlichen Organschaft 

sollte ein praxisgerechtes Antragsverfahren 

eingeführt werden, um die Rechtssicherheit 

für die Unternehmen zu erhöhen. Die Einfüh-

rung der elektronischen Rechnungsstellung 

sollte mit Augenmaß umgesetzt werden, da-

mit die Unternehmen nicht unverhältnismä-

ßig belastet werden. Vor Einführung des Mel-

desystems sollten die Unternehmen dessen 

technische Umsetzbarkeit im Praxistest aus-

reichend prüfen können. 

Grenzwerte und Definitionen angleichen, 

Steuerrecht an heutiges Arbeitsumfeld an-

passen (DE) 

In verschiedenen steuerlichen Bereichen soll-

ten Grenzwerte und Definitionen angegli-

chen werden. Durch die unterschiedlichen 

Anforderungen in der Lohnsteuer, der Um-

satzsteuer und den Sozialversicherungszwei-

gen entstehen bei Unternehmen komplexe 

Prüfungsprozesse, weil sie für die fristge-

rechte und korrekte Abgabe von steuerlichen 

Meldepflichten und Erklärungen verantwort-

lich sind. Durch Pauschalierungen im Steuer-

recht und der Sozialversicherung könnten 

zudem bürokratische Hürden abgebaut und 

damit eine konsequentere Digitalisierung er-

möglicht werden. 

Das Steuer- und Abgabenrecht sollte an die 

Anforderungen des heutigen Arbeitsumfelds 

angepasst werden. Spätestens mit den auf-

grund der Corona-Pandemie erforderlichen 

Veränderungen ist die Arbeitswelt flexibler 

geworden, vor allem in Bezug auf die Wahl 

der Tätigkeitsstätte. Dies kann Auswirkungen 

auf die Steuerpflichten von Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer haben. Grenzüberschreitend 

tätige Telearbeitnehmer können mit einer 
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Doppelbesteuerung ihres Einkommens kon-

frontiert sein. Auf europäischer oder interna-

tionaler Ebene besteht aktuell die Gefahr, 

dass Telearbeiter – im Hinblick auf die Be-

steuerung von Unternehmensgewinnen – 

unbeabsichtigt eine Betriebsstätte (PE) für 

ein Unternehmen in einem anderen Land 

schaffen. In der Folge sind die Unterneh-

mensgewinne zwischen zwei oder mehr 

Standorten aufzuteilen, wodurch für die Un-

ternehmen weitere Meldepflichten entste-

hen.  

Mitgliedstaaten sollten Arbeitnehmer nur 

dann besteuern, wenn die Zahl der Arbeits-

tage pro Kalenderjahr im Land eine be-

stimmte Schwelle übersteigt. Wie bei der 

Mehrwertsteuer sollte eine „einzige Anlauf-

stelle“ eingerichtet werden, an die Arbeitge-

ber von grenzüberschreitenden Telearbeit-

nehmern die Anzahl der Arbeitstage in ihrem 

Wohnsitzland und in dem Land des Unter-

nehmenssitzes melden. 

Einheitliche Körperschaftsteuerregeln 

(BEFIT) in der EU voranbringen (EU) 

Die von der EU-Kommission im September 

2023 vorgelegten Vorschläge für eine Unter-

nehmensbesteuerung im 21. Jahrhundert 

(„Business in Europe: Framework for Income 

Taxation” – BEFIT) sehen vor, dass europa-

weit tätige Unternehmen ihren steuerlichen 

Verpflichtungen durch lediglich eine Unter-

nehmenseinheit nachkommen, anstatt in je-

dem Mitgliedstaat gesondert Steuererklä-

rungen abzugeben. Bei sachgerechter Um-

setzung ließen sich so die Steuerzahlungen 

einer Gruppe viel einfacher ermitteln als bis-

her. Dieselben grenzüberschreitenden Ge-

schäfte müssten nicht mehr von verschiede-

nen Steuerverwaltungen überprüft werden. 

Einzelne Mitgliedstaaten blockieren die 

Umsetzung des Vorschlags, weil man sich 

bisher nicht auf eine Formel für die Auftei-

lung von Unternehmensgewinnen auf meh-

rere beteiligte Staaten einigen konnte.  

Das von der EU-Kommission vorgestellte 

Körperschaft-Steuersystem des Hauptsitzes 

(Head Office Tax System – HOT) richtet sich 

als Option an KMU, die lediglich mit Nieder-

lassungen im EU-Ausland vertreten sind und 

die Schwelle von 750 Mio. Euro Jahresum-

satz nicht erreichen. HOT könnte dafür sor-

gen, dass das steuerliche Ergebnis der ge-

samten Unternehmensgruppe nach den am 

Sitz des Stammhauses geltenden Regeln be-

rechnet und von dort verteilt wird. Dieses 

Verfahren könnte die Steuerbefolgungskos-

ten für KMU deutlich senken und deren 

grenzüberschreitende Aktivitäten beflügeln. 

Zusammenarbeit zwischen Steuerverwal-

tungen verbessern – national und interna-

tional (DE+EU) 

Durch eine verbesserte Zusammenarbeit der 

Steuerverwaltungen der EU-Staaten könnten 

Unternehmen von Melde- und Berichts-

pflichten im Steuerbereich entlastet werden. 

Daten, die von einer Verwaltung erhoben 

wurden, sollten direkt, ohne nochmalige Be-

fassung durch die Unternehmen, ausge-

tauscht werden können. Der gegenseitige 

steuerliche Informationsaustausch ist bereits 

Realität. Verschiedene einheitliche Anlauf-

stellen (One-stop-shops), sowohl im Bereich 

der direkten als auch der indirekten Steuern, 

liegen als Vorschlag vor. Bestehende Verfah-

rensregel sollten – auch auf Ebene der EU – 

in regelmäßigen Abständen überprüft wer-

den. Die Evaluierung der EU-Amtshilfe-

Richtlinie (DAC 1 bis 6) ist dafür eine gute 

Gelegenheit.  
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Investitionsspielräume der Unternehmen 

nicht durch eine Besteuerung der Substanz 

beschneiden (DE) 

Eine nachhaltige Finanz- und Steuerpolitik 

setzt auf langfristiges Wachstum. Eine die 

Unternehmen schwächende Besteuerung der 

Unternehmenssubstanz passt nicht zu einer 

solchen Politik. Höhere oder neue Steuern 

auf die Substanz von Unternehmen schrän-

ken die Investitionsmöglichkeiten der Unter-

nehmen mit bereits knappem Eigenkapital 

weiter ein. Auf längere Sicht leidet die inter-

nationale Wettbewerbsfähigkeit der hiesigen 

Unternehmen und die Sicherung von Arbeits-

plätzen wird erschwert.  

Die Erbschaft- und Schenkungsteuer wurde 

vor rund einem Jahrzehnt reformiert. Im Kern 

gilt richtigerweise weiterhin, dass die Über-

tragung von betriebsnotwendigem Vermö-

gen verschont wird. An die Verschonung 

wurden allerdings für viele Familienunter-

nehmen nicht leicht zu erfüllende Vorausset-

zungen geknüpft – z. B. den Erhalt von Lohn-

summen über einen längeren Zeitraum. Zu-

dem wurden deutliche Verschärfungen ein-

geführt. Vor allem wurden umfangreiche 

Formen von „Verwaltungsvermögen“ defi-

niert, das der Erbschaftsteuer unterliegt. Der 

Gesetzgeber hat bei der Neuregelung zudem 

eine Reihe von Maßnahmen aufgenommen 

hat, mit denen die Umgehung von Steuer-

zahlungen verhindert werden soll. Entstan-

den sind so auch Unstimmigkeiten und 

Rechtsunsicherheiten, die der Gesetzgeber 

beseitigen sollte. Wiederholt zeigen sich Wi-

dersprüche im Gesetz, so zuletzt beim Ver-

waltungsvermögensbegriff bei fremdbetrieb-

lich genutzten Grundstücken und beim sog. 

90 %-Einstiegstest, der scheinbar willkürlich 

dem einen Betrieb die Begünstigung gewährt 

und dem anderen nicht, je nachdem wie 

umfangreich der Forderungsbestand am Be-

wertungsstichtag ist. Die täglichen Anwen-

der des Gesetzes, also die Nachfolger, stehen 

in der Folge vor zahlreichen Abgrenzungsfra-

gen. 

Gleiches gilt für die Grunderwerbsteuer, die 

den Übergang oder die Umstrukturierung von 

Unternehmen nicht erschweren sollte. Die 

kurzfristigen „Reparaturen“, die durch das In-

krafttreten des Gesellschaftsrechtsmoderni-

sierungsgesetzes nötig wurden, zeigen, dass 

das Grunderwerbsteuerrecht insgesamt auf 

den Prüfstand gestellt werden sollte. Eine zu-

künftige Reform sollte das Grunderwerbsteu-

errecht auf seinen Belastungsgrund, den 

Wechsel des Eigentums an Grundstücken, 

zurückführen.  

 

 

 




